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Weitere Informationen zum Thema Fläche und Raum 
sind in der zugehörigen Veröffentlichung, die unter 
www.ugrdl.de heruntergeladen werden kann, enthalten. 
Dort finden Sie außerdem weitere Ergebnisse und Pu-
blikationen zu anderen Themen der Arbeitsgruppe so-
wie Erläuterungen und Hintergründe zur UGRdL. 

Newsletter 
Wenn Sie über Neuigkeiten informiert werden möchten, 
abonnieren Sie bitte unseren Newsletter durch eine E-
Mail an newsletter@ugrdl.de. 
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Landwirtschaftliche Produktivität

Die Landwirtschaft nutzt den größten Teil der Fläche 
und weist dabei größere Unterschiede bei der Pro-
duktivität auf. Die Flächenländer mit einem höheren 
Produktionswert je Hektar verfügen entweder über 
eine intensive Viehhaltung (Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen) oder über einen bedeutenden Wein- 
oder Obstbau bzw. Gartenbau (Rheinland-Pfalz, 
Baden-Württemberg, Stadtstaaten). Werden über-
wiegend Marktfrüchte wie Getreide oder Raps produ-
ziert, erzielen die Länder nur unterdurchschnittliche 
Werte. 
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Hauptnutzungsarten

Über die Hälfte der Fläche Deutschlands ist der 
Landwirtschaft vorbehalten. In Norddeutschland lie-
gen die Anteile teilweise deutlich höher. Der Einfluss 
der Mittelgebirge macht sich vor allem im Südwesten 
in höheren Bewaldungsraten bemerkbar, die den 
Bundesdurchschnitt von 30 % überschreiten. Sied-
lungsverdichtung und Verstädterung bedingen die 
verstärkte Inanspruchnahme freier Flächen. Deut-
lich heben sich die Stadtstaaten durch ihre höheren 
Anteile an Siedlungs- und Verkehrsflächen von den 
Flächenländern ab.
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Entwicklung der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche

Die Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) ist von 1992 
bis 2006 bundesweit um 6 133 km² (durchschnittlich 
433 km²/Jahr) gewachsen und entspricht damit der 
2,4-fachen Größe des Saarlandes. Die Anteile der 
Länder an der Zunahme der SuV Deutschlands sind 
auch abhängig von der jeweiligen Landesgröße. Die 
vier größten Flächenländer (BY, NI, BW und NW) sind 
allein für 57 % des Wachstums verantwortlich. Um das 
Nachhaltigkeitsziel der Bundesregierung einzuhalten, 
soll bis zum Jahr 2020 die jährliche Neuausweisung 
von SuV auf 110 km² (30 ha/Tag) reduziert werden. 
Bisher ist in den Ländern noch kein eindeutiger Trend 
zum sparsameren Umgang mit SuV erkennbar.

Siedlungs- und Verkehrsfläche 
je Einwohner

Der Flächenverbrauch, gemessen an der Einwohner-
zahl, variiert zwischen den Bundesländern. Insgesamt 
wächst prozentual in allen Ländern die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche noch stärker als die Einwohnerzahl. In 
dünn besiedelten Ländern wie Brandenburg, Sachsen-
Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen 
ist der Flächenverbrauch höher als in hoch verdichteten 
Räumen (z. B. Stadtstaaten). Neben der Bevölkerungs-
entwicklung beeinflussen auch die Siedlungsstruktur, 
die naturräumlichen Gegebenheiten sowie die Boden-
preise die Flächenentwicklung je Einwohner. 

Wir über uns 

Ziele 
Die Umweltökonomischen Gesamtrechnungen der Län-
der (UGRdL) dokumentieren auf Länderebene die Wech-
selwirkungen zwischen Wirtschaft, privaten Haushalten 
und Umwelt. Die Inanspruchnahme der Umwelt wird 
durch die Themenbereiche Rohstoff-, Energie-, Was-
ser- und Flächenverbrauch, Luftemissionen, Abfall- und 
Abwasserentsorgung abgebildet. Außerdem fließen Maß-
nahmen, die zum Schutz des Naturzustands ergriffen 
werden, in die Betrachtungen ein. 

Bedeutung 
Durch die Darstellung und Analyse der Wechselwir-
kungen zwischen Wirtschaft, privaten Haushalten und 
Umwelt bilden die Umweltökonomischen Gesamtrech-
nungen (UGR) neben den traditionellen Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR) eine weitere zentrale 
statistische Grundlage für wirtschaftliche und politische 
Entscheidungen. In Ergänzung zu den VGR wird der 
„Produktionsfaktor Umwelt“ quantifiziert und mit ökono-
mischen Größen in Beziehung gesetzt. Diese Informati-
onen liefern auch einen wichtigen Beitrag zum aktuellen 
Thema Nachhaltigkeit. 

Organisation 
Der Arbeitsgruppe UGRdL gehören bisher die statisti-
schen Ämter der Länder Baden-Württemberg, Berlin/ Bran-
denburg, Bremen, Hamburg/Schleswig-Holstein, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen an. Außerdem wirkt das Sta-
tistische Bundesamt beratend mit. Eine zentrale Aufgabe 
der Arbeitsgruppe ist beispielsweise die Abstimmung der 
Berechnungsmethoden, um eine bundesweite Vergleich-
barkeit der regionalen Ergebnisse zu garantieren. 




